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Einwilligung der Vormundin zu einer Elektrokrampftherapie bei einer schweren geistigen Störung des Entmündigten?

Sachverhalt

Herr S. ist nach Art. 369 ZGB bevormundet. Er lebte mit Unterbrüchen jahrelang in der Psychiatrischen Klinik. Der jetzige Aufenthalt dauert nun schon über ein Jahr.
 

Nach Aussagen der Äerzte ist der Gesundheitszustand oft lebensbedrohlich, d.h. akute perniziöse Katatonie, Nahrungsverweigerung, hohe Suizidalität, wahnhafte Depression und schizoaffektive Psychose.
 

Aus ärztlicher Sicht könnte eine Elektrokrampftherapie für Herrn S. eine Verbesserung des Zustandes bringen, beinhaltet jedoch auch gewisse Risiken. (Ich wurde mit diversen Unterlagen dokumentiert.) Da Herr S. zur Zeit nicht urteilsfähig ist, wurde ich nun als Vormundin zu meiner Meinung angefragt, ob ich allenfalls die Einwilligung zu einer solchen Therapie geben würde. Selbstverständlich werden auch die Angehörigen zur Stellungnahme befragt.
 

Herr S. selber würde sich höchstwahrscheinlich dagegen aussprechen, laut Aussagen der Aerzte sei er jedoch überhaupt nicht krankheitseinsichtig.
 

Meine Frage ist nun, ob ich mich überhaupt zu  so einer Frage äussern kann, da sie ja ein absolut höchstpersönliches Recht nach Art. 28 ZGB betrifft. Wie sieht dies mit einer allfälligen Einwilligung durch die Angehörigen aus? (Herr S. ist unverheiratet, hat keine Kinder, seine Geschwister und die frühere Lebenspartnerin sind seine Bezugspersonen.)
Erwägungen

1. Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung
 und herrschender Lehre
  ist der ärztliche Heileingriff eine Verletzung der Persönlichkeit des Patienten, selbst wenn er nach allen Regeln der ärztlichen Kunst (lege artis) durchgeführt wird. Er ist daher rechtswidrig (Art.  7 und 10 Abs. 2 BV, Art. 8 Ziff. 1 EMRK), wenn kein Rechtfertigungsgrund vorliegt (Art. 36 BV).
2. Der wichtigste Rechtfertigungsgrund ist die Einwilligung des Patienten oder der Patientin. Das bedingt allerdings, dass die betroffene Person urteilsfähig ist. Die „Einwilligung“ einer urteilsunfähigen Person ist nichtig
. Geht es um die Ausübung von Persönlichkeitsrechten, ist hinsichtlich der Urteilsfähigkeit insofern zu differenzieren, als bei der Verweigerung einer Einwilligung niedrigere Voraussetzungen zu stellen sind als bei Erteilung der Einwilligung
. Damit ergeben sich drei Fallkonstellationen:
a. Gültige Einwililgung

b. Gültige Verweigerung, obwohl eine gültige Einwilligung nicht möglich wäre
c. Weder in die eine noch andere Richtung gültige Einwilligungsmöglichkeit
.

Die Urteilsfähigkeit ist nicht schon dann gegeben, wenn der Entscheid sinnvoll ist, und sie lässt sich ebenso wenig verneinen, nur weil der Entscheid objektiv unvernünftig ist
. Insbesondere darf nicht das Kriterium der Urteilsfähigkeit ersetzt werden durch die fehlende Krankheitseinsicht oder die fehlende Übereinstimmung mit dem ärztlichen Behandlungsvorschlag, um eine Behandlung rechtfertigen zu können
. Auch Angst kann ein durchaus zulässiges Motiv sein, die aus ärztlicher Sicht nötige Behandlung zu verweigern. Erst wenn sie derart dominant den Entscheid beeinflusst, dass sie als eigentliche Obsession zu betrachten ist, kann sich daraus eine Urteilsunfähigkeit ergeben
. Das Bundesgericht beurteilte auch einen unter katatoner Schizophrenie leidenden Patienten als urteilsunfähig, bei welchem eine gewisse Verwirrung und in verschiedener Hinsicht auffälliges Verhalten beobachtet worden war, welcher wohl gewisse Folgen der Nichtmedikation abschätzen konnte, indessen bei fehlender Krankheitseinsicht nicht in der Lage war, den Ernst seiner Situation und die Risiken von katatonen Zuständen mit Starre und lebensgefährlichen Auswirkungen zu erfassen
.
3. Ob ein Patient rechtsgültig eine Medikation verweigert, hängt damit von seiner Urteilsfähigkeit ab. Hiezu bedarf es der Fähigkeit, die Bedeutung und Tragweite des konkreten Eingriffs zu erfassen und entsprechend zu handeln. Liegt sie vor, ist sein Entscheid zu respektieren. Das gilt auch für urteilsfähige Unmündige oder Entmündigte
.

4. Fehlt die Urteilsfähigkeit, so ist der gesetzliche Vertreter befugt und verpflichtet, die nötigen Entscheide über die Zulässigkeit eines medizinischen Eingriffs zu fällen. Diese Befugnis findet ihre Grenzen im Bereich der absolut höchstpersönlichen Rechte (Leben und Tod, Sterilisation)
. Allerdings ist auch in diesen Fällen auf den mutmasslichen Willen des betroffenen Patienten abzustellen
.


5. Gegen den rechtlich relevanten Willen eines (urteilsfähigen) Patienten kann dann eine Behandlung angeordnet werden, wenn als Rechtfertigungsgrund eine gesetzliche Grundlage vorliegt
. Wie das Bundesgericht in konstanter Praxis bekräftigt hat, ergibt sich aus den vormundschaftsrechtlichen Bestimmungen der fürsorgerischen Freiheitsentziehung (Art. 397 a-f ZGB) keine hinreichende gesetzliche Grundlage für eine Zwangsbehandlung
. 

6. Auch wo eine kantonale gesetzliche Grundlage gegeben ist, bedarf es aufgrund des Verhältnismässigkeitsprinzips strenger Voraussetzungen zur Anordnung der Zwangsmedikation
. So sind die Auswirkungen und Nebenfolgen der eingesetzten Medikamente festzuhalten, Alternativen zu prüfen, die Folgen bei Absetzung der Medikamente abzuschätzen, und gestützt darauf der Grundrechtseingriff in einer Gesamtwürdigung an den Verfassungsga​rantien zu messen. Zu prüfen ist im Besonderen, unter welchen Umständen eine an paranoider Schizophrenie leidende Person autonom auf eine Heilbehandlung verzichten darf. Dazu bedarf es eines Therapieplanes und der Einschätzung längerfristiger Nebenfolgen der Zwangsmedika​tion und der Auswirkungen einer Nichtbehandlung, aber auch der Abwägung anderer Zwangseingriffe (z.B. Fixation oder Isolierung). Zu rechtfertigen ist der Grundrechtseingriff allemal nur aufgrund einer konkreten, nicht aber aufgrund einer abstrakten Gefährdungssituation.
7. Hinzuweisen bleibt schliesslich auf die Polizeiliche Generalklausel: Sie findet Anwendung und vermag eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage zu grundrechtsbeschränkenden Eingriffen des Staates zu ersetzen,  wenn und soweit die öffentliche Ordnung und fundamentale Rechtsgüter des Staates oder Privater gegen schwere und zeitlich unmittelbar drohende Gefahren zu schützen sind, die unter den konkreten Umständen nicht anders abgewendet werden können als mit gesetzlich nicht ausdrücklich vorgesehenen Mitteln. Diese Mittel müssen allerdings mit den allgemeinen Prinzipien des Verfassungs- und Verwaltungsrechts, insbesondere mit dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit, vereinbar sein. Der Anwendungsbereich der polizeilichen Generalklausel ist auf echte und unvorhersehbare Notfälle beschränkt; ihre Anrufung ist grundsätzlich ausgeschlossen, wenn typische und erkennbare Gefährdungslagen trotz Kenntnis der Problematik nicht gesetzlich geregelt wurden
.  Mit der polizeilichen Generalklausel lassen sich dann Zwangsbehandlungen anordnen, wenn dadurch eine ernste, unmittelbare und nicht anders abwendbare Gefahr abgewendet werden kann, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Klinik oder zum Schutz der Öffentlichkeit
.

8. Soweit der Kanton Schwyz über keine hinreichende gesetzliche Grundlage zur Anordnung verfügt und die Fallschilderung darauf schliessen lässt, dass dem Patienten die Urteilsfähigkeit fehlt, obliegt es der Vormundin, die nötigen Behandlungsanweisungen zu erteilen, wobei sie sich wie dargestellt am mutmasslichen Willen des Patienten zu orientieren hat. Wenn die angesprochene Weigerung zur Medikation dem fehlenden Urteilsvermögen zuzusprechen ist, erscheint sie mir unbeachtlich. Die Rolle der Vormundin wird hier darin bestehen, ihre Einwilligung davon abhängig zu machen, dass mit der Ärzteschaft Abwägungen und eine Therapieplanung im Sinne von Ziff. 6 hievor vorgenommen werden. Davon wird es abhängen, ob alle ausschlaggebenden Kriterien als Entscheidungsgrundlage beigezogen wurden und die Ärzte, welche letztlich den Heileingriff vornehmen und verantworten müssen, im wohlverstandenen Interesse des Patienten gehandelt haben.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 5. November 2004
� BGE 117 Ib 200, 127 I 6 E. 5 S. 10, mit Hinweisen; BGE 130 I 16.


� T. Geiser, Die medizinisch-therapeutische Behandlung und Zwangsmassnahmen im Lichte der geltenden Rechtslage und besonderer Berücksichtigung von vormundschaftlichen Fragestellungen, ZVW 2001 S. 225 ff. mit Hinweisen in Fussnote 2 S. 227).


� Eugen Bucher, Berner Kommentar,  N. 141 zu Art. 17/18 ZGB.


� Geiser, a.a.O. mit Hinweisen in Fn 23.


� T. Geiser, Die fürsorgerische Freiheitsentziehung als Rechtsgrundlage für eine Zwangsbehandlung? In Festschrift Bernhard Schnyder, S. 289, 293.


� Basler Kommentar ZGB I-Affolter N. 50 zu Art. 406; BGE 127 I 6, 21.


� N. Helle, Traitement des patients psychiques: in impossible refus? In : ZVW 2004 S. 205 ff.


� Geiser, ZVW 2001 S. 230.


� BGE 127 I 6 S. 22.


� Geiser ZVW 2001 S. 231 Fn 30 mit Hinweis auf Bucher.


� Basler Kommentar ZGB I-Affolter N. 51 zu Art. 406.


� Geiser, ZVW 2001 S. 232.


� BGE 130 I 16.


� H. Aemisegger/K.Scherrer, Fürsorgerisxche Freiheitsentziehung und Zwangsmedikation nach der Praxis des Bundesgerichts, Jusletter 3. Mai 2004.


� BGE 130 I 16, ZVW 2004 S. 76 Nr. 6.


� BGE 126 I 112 ff., BGE 121 I 22 E. 4b/aa S. 27 f.


� Aemisegger/Scherrer, Jusletter 3. Mai 2004 S. 3; Geiser, ZVW 2001 S. 235 unter Hinweis auf BGE 126 I 117 ff.





[image: image1.png]